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Auslegungsbegriindung zum Bebauungsplan
Nr. 35 - Feuerwache Vorm Eickerberg - / Teil A
gem. § 9 (8) Baugesetzbuch (BauGB)
in der Fassung der Bekanntmachung vom 2.12.1986 (BGBl. I S. 2293)

Der Rat der Stadt Wermelskirchen hat in seiner Sitzung am
25.02.1985 die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 35 - Feuer-
wache Vorm Eickerberg -~ gem. § 2 Bundesbaugesetz (BBauG) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 06.07.1979 beschlossen.

In seiner Sitzung am 20.06.1988 hat der Rat der Stadt die Tei-
lung des Bebauungsplanes in die Teilbereiche A und B beschlossen
und die Verwaltung beauftragt, die Offenlegung des Teilbereiches
A gem. § 3 (2) BauGB durchzufithren. Da die inhaltliche Ausge-
staltung der Plan- und Entwicklungsziele (Feuerwehrstandort /
Anbindung L 409 an B 51 N) zeitlich nicht in Einklang zu bringen
ist, die Umsetzung und planungsrechtliche Sicherung der getrof-
fenen Entscheidungen aber ziligig durchgefiihrt werden soll, ist
die Teilung des Bebauungsplanes und die damit verbundene ge-

trennte Weiterfiihrung des Verfahrens begriindet.

1. R3umlicher Geltungsbereich

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 35 / Teil A verl&duft
im Norden entlang der'Parzellengrenze Nr. 227 bis 11,50 m Rich-
tung Siid-Westen, von da entlang der nordéstlichen Parzellen-
grenze Nr. 238 zu Grenzpunkt A am Briickenweg, im Osten durch den
Briickenweg (westl. Parzellengrenze / 8stl. Parzellengrenze ab
Parzelle Nf. 41), im Stiden durch eine Grenzziehung entlang
Parzelle Nr. 45 (ndrdlich), einer Verbindung durch Parzelle

Nr. 159 zur Parzelle Nr. 52 (siidl. Grenze), entlang der sudl.
und westl. Grenze der Parzelle Nr. 51 und vom Katasterpunkt mit
der HBhenbezeichnung 304,13 durch eine gedachte Verbindung durch
Parzelle Nr. 53 zur slidwestl. Ecke der Parzelle Nr. 47 begrenzt.
Dann wird die Grenze des Planbereiches entlang der Nordgrenze
bis zur Nord/West Ecke der Parzélle Nr. 171 gefiihrt, von da
verspringt sie in ndrdliche Richtung und verl3uft auf nordwest.
Seite der NordstraBe und schlieBt den Planberéich an der nord-

westl. Ecke der Parzelle Nr. 227.
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2. Ziel und Zweck der Planung

Der Planbereich umfaBt im wesentlichen Flachen und Grundstiicke,
die nordlich der Innenstadt Wermelskirchen, hier dem Rathausbe-
reich, liegen. Der Bereich ist Bindeglied zwischen einigen
nordlich gelegenen Wohngebieten und dem Zentrum der Stadt.

Der Planbereich und die Innenstadt wurden bis vor wenigen Jahren
durch den Einsenbahnverkehr getrennt und kiinftig soll auf der
verbliebenen Schienentrasse die neue B 51 als innerdrtliche Ent-

lastungsstraBe gefiihrt werden.

Die Flurstilicke Nr. 230, 549 und Teile von 237 werden heute im
wesentlichen als Bauhofgeldnde der Stadt Wermelskirchen genutzt.
Lediglich die Flachen an der "NordstraBe" und "Vorm Eickerberg"

werden wohnlich bzw. kirchlich genutzt.

Das Bauhofgeldnde soll nun zum Standort der neuen Feuer- und
Rettungswache der Stadt Wermelskirchen umgewandelt werden. Fir
den Bauhof mit all seinen Funktionen muB folgemaBig ein neuer
Standort gefunden werden. Die Verlagerung und Neueinrichtung der
Wermelskirchener Feuer- und Rettungswache hat sich als immer
dringlicher erwiesen, da der jetzige Standort den Mindestanfor-
derungen an eine entsprechend moderne Anlage nicht mehr gerecht
wird. Hier bestehen auch keine Entwicklungsmoglichkeiten, so
daB schon heute der vorhandene Fahrzeugpark in provisorischen
Unterstellplatzen untergebracht werden muB. Raumliche Enge,
schlechter baulicher Zustand des vorhandenen Zentralgebdudes und
fehlende Entwicklungsmoglichkeiten méchten es also unumganglich,
einen alternativen Standort dieser wichtigen infrastr =

Einrichtung zu finden.

Im Hinblick auf die weitere geplante Entwicklung des kiinftigen

stadtischen Verkehrsnetzes (Neubau der B 51) hat sich der Stand-
ort "Vorm Eickerberg" als am giinstigsten erwiesen. Mit Realisie-
rung der B 51 N und einem kurzen direkten AnschluB an die Feuer-
und Rettungswache ware gewahrleistet, daB die Erreichbarkeit der
einzelnen Stadtteile auf kiirzestem Wege erfolgen kann. Aber auch
wiahrend der Ubergangsphase bis zur Fertigstellung der B 51 N ist

die relativ kurze Anbindung zur Kernstadt sichergestellt, so daB
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gegeniiber dem jetzigen innerstddtischen Standort kein wirklicher

Nachteil entsteht.

Das Ziel, hier eine leistungsfahige und moderne Feuer- und Ret-
tungswache zu installieren, entspricht dem Wunsch und der Not-
wendigkeit, auch kiinftig, bei erhohten Anspriichen und Anforde-
rungen an die Sicherheit und die dafiir notwendige Technik, die

Versorgung der Bevolkerung zu gewahrleisten.

3. Ziele der Landesplanung und der vorbereitenden Bauleitplanung

Nach dem Landesentwicklungsplan I und II liegt die Stadt Wer-
melskirchen innerhalb der landlichen Zone und ist in der. zen-
tralortlichen Gliederung als Mittelzentrum mit 25.000 bis 50.000

Einwohnern im Mittelbereich eingestuft.

Im rechtskraftigen Flachennutzungsplan der Stadt Wermelskirchen
vom 03.11.1978 ist der Planbereich weitgehend als Mischbaufliche
dargestellt. Der Restbereich wurde als Verkehrsfliache (B 51 N)
in den Flachennutzungsplan aufgenommen, da zum Zeitpunkt der
Aufstellung des Flichennutzungsplanes die Trasse der B 51 N noch
neben der damals in Betrieb befindlichen Eisenbahntrasse lag.

Um nun hier den gednderten Entwicklungen zu folgen, ist in einem
Parallelverfahren zu diesem Bebauungsplan die 4. Anderung des
Flachennutzungsplanes eingeleitet worden, mit dem Ziel, die
beanspruchte Flache als "Flache fiir den Gemeinbedarf" auszu-
weisen mit der Zweckbindung als Standort fiir eine Feuer- und

Rettungswache.

4, Planinhalte

4.1 Art der baulichen Nutzung

Die Art der baulichen Nutzung ergibt sich einmal aus den Fest-
setzungen wie sie in der Baunutzungsverordnung beschrieben ist.
Hier vor allem die Mischbauflache, in deren Nutzungsbereich un-
eingeschrankt die in der BauNVO zulassigen Nutzungsarten reali-

sierbar sind.



Fir die Feuer- und Rettungswache ist im Bebauungsplan eine
Fldche fiur den Gemeinbedarf gem. § 9 (5) BauGB ausgewiesen.
Hier sind nun alle artspezifischen Nutzungen zuladssig, die fir
die Funktion und Einsatztiichtigkeit einer entsprechenden Anlage

notwendig sind.

Dazu zahlen insbesondere:

1) Alarmeinsatz der Fahrzeuge

2) Einsatzlenkung der gesamten Freiwilligen Feuerwehr Wermels-—
kirchen

3) Uberwachung und Reperaturen des gesamten Fahrzeugparkes mit
Geraten 4

4) Zentrale Beschaffung, Lagerung und Ausgabe von Ausriistung und
Geraten

5) Einsatzplanung flir besondere Objekte, in Verbindung mit
Brandschau nach § 23 FSHG ' k

6) Schlauchpflege und Reservelagerung

7) Durchfiihrung von Lehrgangen und sonstigen Schulungén

C U.a.

Die Feuer- und Rettungswache umfaBdt z.Z. (Herbst 1988) insgesamt
22 Fahrzeuge, von denen vier der Rettungswache zuzuordnen sind.
Die Anzahl der Mitglieder betrdgt ca. 211 Aktive. Dabei ist die
hauptamtliche Wache etwa mit 18 Feuerwehrleuten besetzt, die

ebenfalls Angehdrige der Freiwilligen Feuerwehr sind.

4.2 MaB der baulichen Nutzung / Bauweise

Das MaB der baulichen Nutzung entspricht dem zuldssigen MaB, wie
es in § 17 (1) BauNVO definiert ist. Die Feuerwache ist in ihrer
Ausdehnung dabei lediglich durch die iberbaubare Grundstiicks-
fliche (Baugrenzen mit Bemafung) festgelegt. Dieser Festsetzung
liegt ein hochbautechnischer Entwurf zugrunde, der als Ergebnis
der Abstimmung zwischen den Fachbehorden, der Verwaltung und dem
Fachplanungsbiiro anzusehen ist. (Dieser Plan ist in»Verkleinef‘
rung der Begrindung in der,Anlage,beigefﬁgt, EG Grundrif3 und
Ansichten.)



Entlang der NordstraBe ist durch die zweigeschossige Ausweisung
die vorhandene Bebauung gesichert und entspricht somit auch dem
angrenzenden Siedlungscharakter, der vornehmlich durch Wohnbau-

ten gepragt ist.

4.3 ErschlieBung, Verkehrsfldchen

Die ErschlieBung des Planbereiches erfolgt liber das bereits be-
stehende StraBennetz der StrafBe "Vorm Eickerberg" und iiber die
"NordstraBe". Bei Realisierung der B 51 Neu ist angestrebt, fur
die Feuer- und Rettungswache eine "Alarmausfahrt" an die Bundes-
stréBe anzubinden, um hier auf dem kiirzesten Wege die Rettungs-
fahrzeuge im Einsatzfall iiber die kiinftige Hauptverkehrsachse

zum Rettungsort fiihren zu konnen.

Die Funktion der "Nordstrage" und "Vorm Eickerberg" wird dariber
hinaus auch kiinftig sein, die Anbindung des Verkehrs von der

L 409 und B 51 N an die Innenstadt (Rathaus, Brilickenweg) sicher-
zustellen. Dabei kann aber davon ausgegangen werden, daf sich
insgesamt die Belastung dieser Verkersanbindung vermindert, im
Bereich "Vorm Eickerberg" fast um die Halfte. Dies setzt voraus,
daB die im Generalverkehrsplan als Netzfall 2 bezeichnete Losung
der B 51 N mit einem Maximum von Anschliissen auch realisiert

wird.

In der Untersuchung befindet sich z.Z. noch die alternative Mog-
lichkeit des direkten Anschlusses an den Briickenweg. Falls diese
Losung zur Ausfilhrung gelangen sollte, kann davon ausgegangen
werden, daB sich der Verkehr auf den o.g. StraBen nochmals re-
duzieren wirde. Die allgemeine Betriebszufahrt der Feuer- und Ret-
tungswache zur StraBe "Vorm Eickerberg" bliebe dabei unberiihrt.
Hier liegt auch die Hauptzufahrt fiir die Bediensteten und Be-
sucher. Von daher sind ndrdlich des Gebdudetraktes die Flachen

fiir den ruhenden Verkehr ausgewiesen.

4.4 Ver- und Entsorgung

Die Versorgung der Grundstiicke ist durch die entsprechenden Ver-

sorgungstrager sichergestellt.



5. Auswirkungen der Planung / Emissionen

Die mit dieser Planung verbundene Auswirkung auf das ortliche
Unfeld bedeutet durchaus eine besondere stadtebauliche Verande-

rung der Gesamtsituation.

7Zum einen stellt der Bau der B 51 N einen nicht unerheblichen
Eingriff in die gewachsene Situation, auch wenn ihr Verlauf auf
der alten Einsenbahntrasse liegt, dar. Damit verbunden ist ein
erhohtes Liarmaufkommen, daB gemaB Berechnungen des RSBA durch
LarmschutzmaBnahmen (Schallschutzwande u.d.) kompensiert werden
soll. Dariiberhinaus wird durch die Planung der vorhandene An-
schluB der "Wolfhagener Strafe" an den "Briickenweg" entfallen.
Die Anbindung der ndrdlichen Stadtteile an die Innenstadt ist
dann vorwiegend iiber die NordstraBe und die Briicke "Vorm Eicker-
berg" sichergestellt. Dabei ist, wie schon unter Punkt 4.3
herausgestellt, davon auszugehen, daB die Verkehrsbelastung auf
der NordstraBe, trotz Wegfalls einer Anbindung an den Briicken-
weg, abnehmen wird.

Die Feuer- und Rettungswache stellt durch ihre Realisierung eine
wesentliche Verbesserung der stidtebaulichen Situation dar. Die
heutige, teilweise ungeordnete Situation in architektonischer
sowie funktioneller Hinsicht, erfahrt durch den Neubau und die
damit verbundene Ausgestaltung des nahen Umfeldes eine positive
Neuordnung. Zum einen entsteht hier ein stddtebaulich dominanter
Baukdrper, der in den Randbereichen durch eine entsprechende
gartnerische Einbindung in den Standort integriert werden soll.
Auf der anderen Seite bedeutet diese Einrichtung auch eine er-

hohte Larmbelidstigung der angrenzenden Nutzungsgebiete.

Im Jahre 1986 wurde aufgrund dieser Problematik beim TUV Rhein-
land ein Gutachten in Auftrag gegeben, daB die Ldarmsituation
beurteilt hat. Bei der Untersuchung wurde dazu noch davon ausge-
gangen, daB mit der Feuerwehr auch noch der stadtische Bauhof
an diesem Standort untergebracht werden sollte. Da zum jetzigen
Zeitpunkt davon ausgegangen werden kann, daB der Bauhof hier
nicht installiert wird, verbleibt die Aussage aus dem Gutachten,

die die feuerwehrbedingten Probleme betrifft.
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Neben der allgemeinen Gerauschentwicklung, wie sie auch heute
schon durch den Bauhof verursacht werden, sind bei der Feuerwehr
vor allem die Alarmeinsdtze larmtechnisch von Bedeutung. Dies
gilt verstarkt flir die Nachteinsdtze. Insofern kommt das Gut-
achten zu der Aussage, daf die Rettungsfahrzeuge bei ihren
Nachteinsitzen zum "Briickenweg" (gemeint ist hier die B 51 N)
abfahren sollen. Der Bebauungsplan hat dieser Forderung Rech-
nung getragen und eine Alarmausfahrt zur B 51 dargestellt.
Dariiber hinaus ist durch die Gebaudestellung gewahrleistet, daB
die im Gutachten getroffenen Hinweise auf die Bewegungsspiel-
raume fiir die LKW-Fahrten auf dem Betriebshof und die damit ver-
bundenen Fmissionen zu den angrenzenden Nutzungsbereichen eine
Abschirmung erfolgt und somit ein hinreichender Schutz gegen

die Larmemissionen gesichert ist.

Im frithzeitigen Beteiligungsverfahren sind Bedenken des Gewerbe-
aufsichtsamtes gegen das Ergebnis dieses Gutachtens erhoben
worden. Bedingt durch den Wegfall der Bauhofnutzung diirfte sich
aber noch ein Teil der Konfliktpunkte reduzieren, so daB hier
mit einer modifizierten Stellungnahme zu rechnen ist. Dariiber
hinaus wurde im Rahmen der Vorabstimmung deutlich herausge-
stellt, daB die Belange des Feuer- und Rettungswesens den ge-
werbeaufsichtlichen Forderungen iibergeordnet sind. Dies als
Ergebnis von Gesprachen zwischen dem Regierungsprasident Koln,
Dez. 23/22, der Gewerbeaufsicht Koln und der Stadt Wermels-

kirchen.

Insofern ist hier eine sachgerechte Abwagung der betroffenen
Belange erfolgt und die damit verbundene Entscheidung und Aus-
gestaltung des Bebauungsplanes entspricht den gem. Baugesetzbuch

formulierten Auflagen und Grundsdtzen der Bauleitplanung.

6. Bodenordnende MaBnahmen

Bodenordnende Mafnahmen im Sinne einer Umlegung sind flir den
Planbereich nicht erforderlich, da die Flachen flir die Feuer-

und Rettungswache in stadtischem Besitz sind.



Dieser Bebauungsplan, bestehend aus Plan und Begriindung gemaf
§ 9 (8) BauGB in der Fassung der Bekanntmachung vom 02.12.1986
(BGBL. I S. 2293) lag nach ortsiiblicher Bekanntmachung vom
21.14.1988 in der Zeit vom 31.10.1988 bis 01.12.1988 gemdn

§ 3 {(2) BauGB offentlich aus.

Wer/elskirchen, den 26.\e.\X S

Der{ Stadtdirektor
! “

(Stortte)



AbschluBbegrindung

zum Bebauungsplan Nr. 35 - Feuerwache Vorm Eickerberg - / Teil A

Nachdem der Bebauungsplan in der Zeit vom 31.10.1988 bis zum

01.12.1988 im Planungsamt der Stadt Wermelskirchen ausgelegen hat,
sind insgesamt sieben Anschreiben von Tragern 6ffentlicher Belange
mit Anregungen und Bedenken zum Bebauungsplan Nr. 35 -~ Feuerwache

Vorm Eickerberg - / Teil A eingegangen.

Die hier vorgebrachten Anregungen und Bedenken wurden im wesent-
lichen zur Kenntnis genommen, teilweise fanden sie im Bebauungs-
plan Beriicksichtigung. Eine Anregung wurde nach Abw&gung der pri-

vaten und 6ffentlichen Belange begriindet zurfickgewiesen.

Der Bebauungsplan mit Begriindung wurde am 27.02.1989 als Satzung

vom Rat der Stadt Wermelskirchen beschlossen.

Werelskirchen, den 15. Mirz 1989

| gehort zur V&‘K:f“"“f

Detr Stadtdirektor vom. 28, Nov. 1989

Der Régierunpspréisident
Auftrag

vy,
-/

(stértte)




	Schaltfläche9: 


